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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 25. bis 
27. Oktober 2022

	● Vor dem Hintergrund der kräftigen Aufkommensentwicklung in den ersten drei Quartalen die-
ses Jahres fallen die erwarteten Steuereinnahmen besser aus als noch im Mai angenommen. Im 
Vergleich zum Ergebnis vom Mai 2022 wurden die Schätzansätze für das gesamtstaatliche Steu-
eraufkommen für die Jahre 2022 bis 2026 durchschnittlich um rund 25 Mrd. Euro p. a. erhöht.

	● Die fiskalischen Auswirkungen der angesichts der deutlich gestiegenen Energiepreise beschlos-
senen umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen sind allerdings teilweise noch nicht 
in den Schätzergebnissen enthalten, da die Steuerschätzung vom zum Schätzzeitpunkt gelten-
den Steuerrecht ausgeht. Insbesondere der mit dem Inflationsausgleichsgesetz geplante Aus-
gleich der kalten Progression ist noch nicht enthalten.

	● Der Staat ist kein „Inflationsgewinner“. Die durch die kalte Progression verursachten Mehrein-
nahmen bei Lohn- und Einkommensteuer werden den Bürgerinnen und Bürgern mit dem 
Inflationsausgleichsgesetz zurückgegeben. Hohe Einnahmezuwächse bei der Umsatzsteuer im 
1. Halbjahr 2022 stehen nicht im Zusammenhang mit der Inflation.

Vom 25. bis 27. Oktober 2022 fand die 163. Sitzung 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Vor-
ausgeschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 
Jahre 2022 bis 2027.

Der unabhängige Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“

erstellt in Deutschland die Vorausschätzung 
für die Steuereinnahmen für Bund, Länder 
und Gemeinden. Dem seit 1955 bestehen­
den Gremium gehören Expertinnen und Ex­
perten der 16 Länder, von fünf führenden 
Wirtschaftsforschungsinstituten (Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, ifo Insti­
tut, Institut für Weltwirtschaft, RWI – Leib­
nitz-Institut für Wirtschaftsforschung, In­
stitut für Wirtschaftsforschung Halle), des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der 
Deutschen Bundesbank, des Statistischen 

Bundesamts, des Deutschen Städtetags, des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli­
maschutz und des BMF, welches den Vor­
sitz führt, an. In der Regel finden zwei Sit­
zungen im Jahr statt: im Frühjahr und im 
Herbst. Auf der Grundlage der Schätzvor­
schläge verschiedener im Arbeitskreis ver­
tretener Institutionen werden einvernehm­
lich Vorausschätzungen für jede einzelne 
Steuerart erstellt.

Berücksichtigte 
Steuerrechtsänderungen

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuer-
recht aus. In Tabelle  1 sind die finanziellen Aus-
wirkungen von Gesetzen und sonstigen Regelun-
gen enthalten, die gegenüber der vorangegangenen 
Schätzung vom Mai 2022 neu einzubeziehen waren.
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Auswirkungen der neu in die Steuerschätzung einbezogenen Rechtsänderungen
Mehr- (+)/Mindereinnahmen (-) in Mrd. Euro

2022 2023 2024 2025 2026 2027

Bund -18,0 -8,6 -6,2 -2,9 -1,9 -1,5

Länder -3,2 -8,6 -4,8 -2,8 -1,8 -1,5

Gemeinden -3,2 -2,4 -2,7 -1,7 -0,4 -0,0

Zusammen -24,4 -19,6 -13,7 -7,4 -4,1 -3,1

Abweichung in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Die neu einbezogenen Rechtsänderungen sind im 
Einzelnen in der Anlage 2 zur Pressemitteilung des 
BMF Nr. 25/2022 vom 27. Oktober 2022 aufgeführt.1

Umfangreiche  – angesichts der deutlich gestiege-
nen Energiepreise – vom Bundeskabinett beschlos-
sene steuerliche Entlastungsmaßnahmen befan-
den sich zum Zeitpunkt der Schätzung noch im 
Gesetzgebungsverfahren. Deren fiskalische Aus-
wirkungen wurden daher nicht in die Steuerschät-
zung einbezogen (s. a. Tabelle 2).

1  Die Pressemitteilung ist über folgenden Shortlink auf 
der Internetseite des BMF zu finden: https://www.
bundesfinanzministerium.de/mb/20221121

Gesamtwirtschaftliche 
Annahmen

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerte der Herbstprojektion  2022 
der Bundesregierung zugrunde gelegt.

Aufgrund der wirtschaftlichen Auswirkungen des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine, vor 
allem des Stopps russischer Gaslieferungen nach 
Deutschland und der in der Folge noch einmal 
massiv gestiegenen Energiepreise, haben sich die 
gesamtwirtschaftlichen Aussichten gegenüber den 
Annahmen in der Frühjahrsprojektion 2022, die der 
Steuerschätzung im Mai zugrunde lag, deutlich ein-
getrübt. Insbesondere der private Konsum wird in 

2022 2023 2024 2025 2026 2027

Bund -1,8 -11,9 -16,3 -14,9 -15,3 -15,8

Länder 1,8 -5,9 -11,7 -14,3 -14,7 -15,1

Gemeinden 0,0 -2,8 -4,8 -5,0 -5,2 -5,3

Zusammen 0,0 -20,7 -32,8 -34,2 -35,2 -36,3

1  Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, des Stabilitätsratsgesetzes sowie weiterer Gesetze, Zweites Gesetz zur Weiter­
entwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung (KiTA-Qualitätsgesetz), Jahressteuergesetz 2022, Inflations­
ausgleichsgesetz; Spitzenausgleichsverlängerungsgesetz.

Abweichung in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Stand für die Berechnung der finanziellen Auswirkungen: 27. Oktober 2022; im weiteren Verlauf der Gesetzgebungsverfahren können 
sich Änderungen ergeben.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Auswirkungen von nicht in die Steuerschätzung einbezogenen, zum Zeitpunkt der Schätzung 
noch laufenden Gesetzgebungsvorhaben1

geschätzte Mehr- (+)/Mindereinnahmen (-) in Mrd. Euro

Tabelle 2
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preisbereinigter Rechnung durch die mit den Preis-
anstiegen verbundenen Kaufkraftverluste deutlich 
gedämpft, auch die Industrieproduktion ist nega-
tiv betroffen. Im Winterhalbjahr 2022/23 wird da-
her von einem leicht rückläufigen realen Brutto-
inlandsprodukt (BIP) und damit einer technischen 
Rezession ausgegangen, sodass im Jahr 2023 insge-
samt ein Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Ak-
tivität erwartet wird.

Im Gegensatz zu den deutlich ungünstigeren Er-
wartungen bezüglich der Entwicklung des preis-
bereinigten BIP dürften sich allerdings die für die 
Steuerschätzung maßgeblichen nominalen Be-
zugsgrößen, wie das nominale BIP, die Bruttolöhne 
und -gehälter und die Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen besser entwickeln als noch 
im Frühjahr projiziert. So dürften die Preisstei-
gerungen insgesamt infolge der durch den russi-
schen Gaslieferstopp bedingten weiteren Energie-
preisanstiege noch einmal stärker ausfallen als in 
der Frühjahrsprojektion angenommen. Zudem hat 

das Statistische Bundesamt bei der turnusmäßigen 
Überarbeitung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen im August das Niveau der einschlägi-
gen Bezugsgrößen, wie das BIP, für die vergange-
nen Jahre nach oben revidiert, sodass auf einem 
höheren Ausgangsniveau als im Frühjahr aufge-
setzt wird. Für das Jahr  2024 wird in der Herbst-
projektion davon ausgegangen, dass sich die Wirt-
schaft wieder erholt und auf den Wachstumspfad 
zurückkehrt. In den Jahren 2025 und 2026 wird von 
einer ähnlichen Dynamik ausgegangen wie in der 
Frühjahrsprojektion angenommen (2027 wird erst-
mals vorausgeschätzt).

Insgesamt ergibt sich so für den gesamten Schätz-
zeitraum ein Niveau der für die Steuerschätzung 
relevanten gesamtwirtschaftlichen nominalen Be-
messungsgrundlagen und Fortschreibungsgrößen 
etwas oberhalb der Annahmen aus der Mai-Steuer-
schätzung (außer den Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen, die in den Jahren 2023 und 2024 
leicht niedriger liegen).

Gesamtwirtschaftliche Vorgaben für die Steuerschätzung November 2022 
im Vergleich zur vorangegangenen Steuerschätzung 
Veränderungsraten der Kenngrößen in Prozent gegenüber Vorjahr

Schätzjahr 2022 2023 2024

Steuerschätzung Mai 2022 November 2022 Mai 2022 November 2022 Mai 2022 November 2022

BIP nominal +6,3 +7,0 +5,2 +5,3 +2,6 +4,7

BIP real +2,2 +1,4 +2,5 -0,4 +0,8 +2,3

Bruttolohn- und -gehaltsumme +5,3 +6,0 +4,0 +5,4 +2,6 +5,0

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

+4,5 +5,3 +7,8 +4,8 +3,0 +2,1

Private Konsumausgaben +9,7 +11,8 +4,8 +5,3 +2,7 +4,3

Schätzjahr 2025 2026 2027

Steuerschätzung Mai 2022 November 2022 Mai 2022 November 2022 Mai 2022 November 2022

BIP nominal +2,6 +2,7 +2,6 +2,7 - +2,7

BIP real +0,8 +0,8 +0,8 +0,8 - +0,8

Bruttolohn- und -gehaltsumme +2,6 +2,6 +2,6 +2,6 - +2,6

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

+2,6 +2,9 +3,0 +2,3 - +2,9

Private Konsumausgaben +2,7 +2,7 +2,7 +2,7 - +2,7

Quelle: Bundesregierung

Tabelle 3
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Schätzergebnisse

Entwicklung der Einnahmen im 
Schätzzeitraum

Die gesamtstaatlichen Steuereinnahmen steigen im 
Schätzzeitraum bis zum Jahr 2027 nach dem Ergeb-
nis der Schätzung auf 1.114,8 Mrd. Euro an (s. a. Ta-
belle 4).2 Ausgehend vom vergangenen Ist-Jahr 2021 
mit einem Aufkommen von 833,2  Mrd.  Euro be-
deutet dies einen Zuwachs im Schätzzeitraum um 
durchschnittlich 5,0 Prozent pro Jahr.

Entwicklung der Steuereinnahmen 
nach Gebietskörperschaften

Die Gebietskörperschaften partizipieren in un-
terschiedlichem Ausmaß am erwarteten An-
stieg der Steuereinnahmen. In den Jahren  2022 
und  2023 werden die Steuereinnahmen des Bun-
des im Verhältnis zu den Steuereinnahmen insge-
samt gemäß Schätzergebnis stärker zunehmen (s. a. 
Abbildung 1). Dies ist vor dem Hintergrund zu se-
hen, dass sich die Steuereinnahmen des Bundes 

2  Die ausführlichen Ergebnistabellen der 163. Sitzung 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ sind 
im Internet abrufbar unter dem Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20221122

aufgrund der Neuordnung des Länderfinanzaus-
gleichs ab dem Jahr  2020 sowie der zeitweiligen 
Übertragung von Anteilen vom Umsatzsteuerauf-
kommen (sogenannte Festbeträge) an Länder und 
Gemeinden im Rahmen der steuerlichen Maßnah-
men zur Dämpfung der wirtschaftlichen Folgen 
der Corona-Pandemie in den Jahren 2020 und 2021 
erheblich schwächer entwickelt hatten als die Steu-
ereinnahmen insgesamt und die Anteile von Län-
dern und Gemeinden. Weiterhin profitiert der 
Bund aufgrund des höheren Anteils am Umsatz-
steueraufkommen in stärkerem Ausmaß von dem 
im Jahr  2022 erwarteten kräftigen Wachstum der 
Einnahmen aus den Steuern vom Umsatz. Dage-
gen legen die Steuereinnahmen der Länder und 
insbesondere der Gemeinden in den Jahren  2022 
und  2023 voraussichtlich etwas schwächer zu als 
die Steuereinnahmen insgesamt.

Diese Unterschiede in der erwarteten Einnahme-
entwicklung werden vor allem durch Veränderun-
gen in der Aufteilung des Aufkommens der Steuern 
vom Umsatz verursacht. In diesen Jahren verrin-
gern sich die vom Bund im Rahmen des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs an Länder und Ge-
meinden zu übertragenden Festbeträge gegenüber 
den Vorjahren, nachdem diese infolge der oben 
genannten steuerlichen Maßnahmen in Verbin-
dung mit der Corona-Pandemie stark erhöht ge-
wesen waren. Allerdings kann der Bund  – ausge-
hend vom Vorpandemiejahr  2019  – die günstige 

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und der Gebietskörperschaften 
in Mrd. Euro

Tabelle 4

Ist
2019

Ist
2020

Ist
2021

Schätzung
2022

Schätzung
2023

Schätzung
2024

Schätzung
2025

Schätzung
2026

Schätzung
2027

Steuereinnahmen 
insgesamt

799,3 739,7 833,2 887,7 937,3 993,0 1.041,9 1.078,5 1.114,8

Bund 329,1 283,1 313,7 338,0 369,7 390,3 410,0 424,1 438,2

Länder 324,5 316,3 355,1 378,0 387,4 411,9 431,1 446,3 461,9

Gemeinden 114,8 107,5 126,2 132,4 139,8 147,8 156,3 162,6 168,4

EU 30,9 32,8 38,2 39,3 40,4 43,0 44,5 45,6 46,3

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 25. bis 27. Oktober 2022

Einnahmeentwicklung bei Ländern und Gemein-
den seitdem nicht mehr aufholen und bleibt bis 
zum Ende des Schätzzeitraums unterhalb des Zu-
wachses von Ländern und Gemeinden.

In den Jahren 2024 bis 2027 wird für Bund und Län-
der  - ausgehend von den im Jahr  2023 erreichten 
unterschiedlichen Niveaus – eine weitgehend ähn-
liche Wachstumsdynamik wie für die Steuerein-
nahmen insgesamt erwartet. Die Steuereinnahmen 
der Gemeinden werden voraussichtlich vor allem 
aufgrund der erwarteten kräftigen Entwicklung 
des Gewerbesteueraufkommens im gleichen Zeit-
raum etwas dynamischer als die Steuereinnahmen 
insgesamt wachsen.

Der Anteil der Einnahmen des Bundes an den ge-
samten Steuereinnahmen liegt im Durchschnitt 
der Schätzjahre 2022 bis 2027 bei rund 39 Prozent 

(Länder rund 42 Prozent; Gemeinden rund 15 Pro-
zent; EU  rund 4  Prozent) und bleibt damit un-
ter dem Anteil im letzten Jahr vor der Coro-
na-Krise 2019 (rund 41 Prozent).

An den Mehreinnahmen im Vergleich zur Mai-Steu-
erschätzung im Zeitraum  2022 bis  2026 partizi-
pieren der Bund mit rund 38  Prozent, die Länder 
mit rund 34 Prozent und die Gemeinden mit rund 
32  Prozent, während die Abführungen an die Eu-
ropäische Union zurückgehen (um rund 3 Prozent 
bezogen auf die Mehreinnahmen). Die noch im Ge-
setzgebungsverfahren befindlichen Steuerrecht-
sänderungen (s. a. Tabelle 2) haben erhebliche Min-
dereinnahmen zur Folge, die den Bund mit einem 
Anteil von rund 49  Prozent (Länder rund 36  Pro-
zent; Gemeinden rund 14 Prozent) überproportio-
nal belasten.

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt 
und der Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden seit 2019
Index, Basis 2019 = 100

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises  „Steuerschätzungen“ 
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Entwicklung der Steuerquote

Die Steuereinnahmen insgesamt stiegen im 
Jahr 2021 mit 12,6 Prozent sehr kräftig – auch kräfti-
ger als das nominale BIP (+5,8 Prozent). Damit stieg 
die Steuerquote wieder deutlich an, nachdem sie 
im Jahr 2020 aufgrund der wirtschaftlichen Belas-
tungen durch die Corona-Pandemie und der in der 
Folge ergriffenen steuerlichen Maßnahmen merk-
lich zurückgegangen war. Mit 23,13 Prozent lag sie 
im Jahr 2021 leicht höher als vor der Pandemie im 
Jahr 2019 (23,01 Prozent). Für 2022 wird – ohne Be-
rücksichtigung der noch im Gesetzgebungsverfah-
ren befindlichen Steuerrechtsänderungen (s.  o.)  – 
ein Rückgang der Steuerquote auf 23,02  Prozent 
erwartet. Im weiteren Verlauf des Schätzzeit-
raums findet voraussichtlich ein sukzessiver An-
stieg bis auf 24,20 Prozent im Jahr 2027 statt. Durch 
die Nichtberücksichtigung der noch im Gesetzge-
bungsverfahren befindlichen Steuerrechtsände-
rungen wird die auf Basis der November-Schät-
zung erwartete Entwicklung der Steuerquoten in 
den Jahren ab  2022 allerdings überzeichnet. Bei 
Einbeziehung der Auswirkungen aus den im Ge-
setzgebungsverfahren befindlichen Steuerrecht-
sänderungen würde die Steuerquote im Jahr 2027 
hingegen 23,41 Prozent betragen.

Aufkommensentwicklung einzelner 
Steuerarten

Grundsätzlich wird die erwartete Entwicklung des 
Steueraufkommens im Schätzzeitraum von der er-
warteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung be-
stimmt. Der Zusammenhang der unterschiedli-
chen Steuerarten mit der Konjunkturentwicklung 
beziehungsweise mit bestimmten volkswirtschaft-
lichen Kenngrößen ist jedoch unterschiedlich stark 
ausgeprägt. Neben der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung haben in den vergangenen beiden Jah-
ren insbesondere die umfangreichen steuerlichen 
Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
die Einnahmeentwicklung beeinflusst. In den Jah-
ren  2022 bis  2024 verringern die angesichts der 
stark gestiegenen Preise bereits beschlossenen 
Entlastungsmaßnahmen das Aufkommen einiger 
Steuerarten erheblich. All dies spiegelt sich auch in 
den Erwartungen des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ für einige aufkommensstarke Steuerarten 
im Vergleich zur Entwicklung des nominalen BIP 
und der Steuern insgesamt wider (s. a. Tabelle 5).

Entwicklung der Einnahmen aus verschiedenen Steuerarten und des nominalen BIP 
Index, Basis 2021 = 100 

2022 2023 2024 2025 2026 2027

Nominales BIP 107,0 112,7 117,9 121,2 124,5 127,9

Steuern insgesamt 106,5 112,5 119,2 125,0 129,4 133,8

Steuern vom Umsatz 113,0 115,6 124,0 129,4 133,0 136,7

Lohnsteuer 103,4 118,3 129,0 137,1 143,6 150,9

Veranlagte Einkommensteuer 104,5 109,7 116,4 123,6 130,2 136,1

Kapitalertragsteuern1 106,1 105,7 105,0 109,8 111,3 113,0

Körperschaftsteuer 105,2 104,6 108,3 115,3 120,5 124,5

Gewerbesteuer 110,1 113,0 118,6 126,8 132,2 136,5

Übrige Steuern 100,3 104,0 105,2 106,9 108,6 109,7

1  Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Tabelle 5
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Lohnsteuer

Das Aufkommen der Lohnsteuer wird im Jahr 2022 
voraussichtlich nur um 3,4  Prozent wachsen. Die 
Auswirkungen des Steuerentlastungsgesetzes 2022 
(Energiepreispauschale, Tarifanpassung, Erhö-
hung Arbeitnehmerpauschale sowie Kinderbo-
nus) mindern das Aufkommen in diesem Jahr um 
circa 13,7 Mrd. Euro. Die einmalige Minderung des 
Aufkommens  2022 durch die Energiepreispau-
schale trägt auch dazu bei, dass die Zuwachsrate 
im Jahr 2023 – ausgehend von der niedrigen Basis – 
mit 14,4 Prozent sehr hoch ausfällt. Zudem werden 
für die Jahre  2022 bis  2024 angesichts der starken 
Teuerung relativ hohe Zuwächse der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme erwartet. Dies führt voraus-
sichtlich auch 2024 noch zu einem vergleichsweise 
hohen Zuwachs des Lohnsteueraufkommens um 
9,0 Prozent. In den übrigen Jahren des Schätzzeit-
raums fallen die geschätzten Zuwächse dann wie-
der geringer aus.

Bei der Lohnsteuer ist zu berücksichtigen, dass die 
zu erwartenden beträchtlichen Mindereinnahmen 
aus dem Inflationsausgleichsgesetz und dem Jah-
ressteuergesetz 2022 bei der Steuerschätzung noch 
nicht einbezogen worden sind.

Einkommensteuer, Körperschaft­
steuer und Gewerbesteuer

Für die gewinnabhängigen Steuern werden in die-
sem Jahr – trotz der für das Winterhalbjahr unter-
stellten Rezession und einer sehr starken Vorjah-
resbasis  – weitere Einnahmezuwächse erwartet. 
Während sich die kräftigen Einnahmezuwächse bei 
der veranlagten Einkommensteuer voraussichtlich 
in den folgenden Schätzjahren fortsetzen, wird für 
die Körperschaftsteuer im Jahr  2023  – ausgehend 
von dem  2022 erreichten hohen Niveau  – ein et-
was schwächerer Einnahmezuwachs erwartet, der 
aufgrund der für  2023 angenommenen Zunahme 

der an körperschaftsteuerpflichtige Unternehmen 
auszuzahlenden Forschungszulage kassenmäßig 
zu einem leichten Rückgang der Einnahmen um 
0,6  Prozent führt. Ab dem Jahr  2024 steigen dann 
die Einnahmen aus der Körperschaftsteuer wie-
der an. Für die den Gemeinden zufließende Ge-
werbesteuer wird in diesem Jahr eine zweistellige 
Zuwachsrate erwartet (+10,1  Prozent). Nach ei-
nem  – analog zur unterstellen Entwicklung der 
Körperschaftsteuer – abgeschwächten Zuwachs im 
Jahr 2023 wird in den Folgejahren das Aufkommen 
voraussichtlich parallel mit dem Aufkommen von 
veranlagter Einkommensteuer und Körperschaft-
steuer wachsen.

Wie bei der Lohnsteuer wurden auch bei der ver-
anlagten Einkommensteuer die zu erwartenden 
beträchtlichen Mindereinnahmen aus dem In-
flationsausgleichsgesetz und dem Jahressteuer-
gesetz  2022 bei der Steuerschätzung noch nicht 
einbezogen.

Steuern vom Umsatz

Der für das Jahr  2022 bei den Steuern vom Um-
satz erwartete Einnahmeanstieg um 13,0  Prozent 
ist zum überwiegenden Teil nicht – wie in den Me-
dien häufiger dargestellt  – auf die hohe Inflation 
zurückzuführen. Der starke Anstieg liegt vielmehr 
in der schwachen Vorjahresbasis begründet. In den 
ersten Monaten des Jahres  2021 waren zum ei-
nen noch Einnahmeausfälle aufgrund von Steuer-
rechtsänderungen (Verschiebung der Fälligkeit der 
Einfuhrumsatzsteuer und Steuersatzsenkung im 
2.  Halbjahr  2020) in Höhe von circa 14  Mrd.  Euro 
zu verzeichnen. Wird die Vergleichsbasis um die-
sen Betrag erhöht, beträgt der Zuwachs im Gesamt-
jahr  2022 nur noch circa 7  Prozent. Zum anderen 
war die Vorjahresbasis im 1.  Halbjahr auch noch 
durch die Auswirkungen der Corona-Krise beein-
trächtigt (insbesondere durch den Lockdown).
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Zwar würde höhere Inflation für sich genommen zu 
Mehreinnahmen bei der Umsatzsteuer führen. Al-
lerdings reagieren Verbraucherinnen und Verbrau-
cher durch Wechsel zu günstigeren Produkten und 
auch mit Konsumverzicht. Die hohe Unsicherheit 
hat das Konsumklima bereits deutlich eingetrübt. 
Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ erwartet da-
her für die Steuern vom Umsatz für die verbleiben-
den Monate des Jahres, d. h. für das 4. Quartal 2022, 
nur noch eine Zuwachsrate von 3,0 Prozent gegen-
über dem Vorjahr.

In der Herbstprojektion wird mit einem Rückgang 
des privaten Konsums in realer Rechnung im kom-
menden Jahr gerechnet, was für sich genommen 
dämpfend auf die Entwicklung der Umsatzsteuer 
wirkt. Zudem mindern die in die Steuerschät-
zung einbezogenen steuerrechtlichen Entlastun-
gen (Steuersatzsenkung auf Gas und Wärme sowie 
die Verlängerung der Anwendung des ermäßig-
ten Steuersatzes für die Gastronomie) das Aufkom-
men, sodass die Einnahmen aus den Steuern vom 
Umsatz im nächsten Jahr voraussichtlich nur um 
2,3  Prozent zunehmen werden. Ab dem Jahr  2024 
wird dann wieder mit einer kräftigeren Aufkom-
mensentwicklung gerechnet.

Energiesteuer

Die Energiesteuersatzsenkung für Kraftstoffe in 
den Monaten Juni bis August 2022 hat das Aufkom-
men aus der Energiesteuer erheblich gemindert. 
Insgesamt erwartet der Arbeitskreis daher einen 
Einnahmerückgang im Jahr  2022 um 8,1  Prozent. 
Aufgrund der stark gestiegenen Preise für Ener-
gieträger, die sich bei Verbraucherinnen und Ver-
brauchern vielfach erst sukzessive zeigen, ist mit 
erheblichen Verbrauchseinschränkungen ab dem 
Jahr 2023 zu rechnen. Der für das Jahr 2023 erwar-
tete Zuwachs der Einnahmen um 8,4 Prozent resul-
tiert allein aus der durch die Steuersenkung redu-
zierten Vorjahresbasis. Aufgrund der unterstellten 
Reduktion des Verbrauchs fossiler Brennstoffe 
werden in den Folgejahren wieder Einnahmerück-
gänge erwartet.

Vergleich mit der 
vorangegangenen Schätzung 
vom Mai 2022

Abweichungen der 
Steuereinnahmen insgesamt 
und der Einnahmen der 
Gebietskörperschaften

Im Vergleich zum Ergebnis der Mai-Steuerschät-
zung ergibt sich insbesondere für die Jahre ab 2024 
ein deutlich höheres erwartetes Aufkommen (s.  a. 
Abbildung  2). Dies ist zum einen auf die kräftige 
Ausgangsbasis aus den laufenden Steuereinnah-
men zurückzuführen. Zudem wurden die nomi-
nalen gesamtwirtschaftlichen Eckwerte und Be-
messungsgrundlagen für die Ist-Jahre nach oben 
revidiert, sodass die Projektionsjahre ebenfalls auf 
einem höheren Niveau als noch im Frühjahr ange-
nommen liegen.

Gegenüber der Mai-Schätzung wurden in die ak-
tuelle Prognose steuerrechtliche Änderungen des 
laufenden Jahres einbezogen, insbesondere die da-
mals noch nicht rechtskräftigen Maßnahmen aus 
den ersten beiden Entlastungspaketen. Die finan-
ziellen Auswirkungen dieser Änderungen mindern 
das erwartete Aufkommen insbesondere in diesem 
und im kommenden Jahr deutlich.

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass sich ei-
nige der vom Bundeskabinett beschlossenen um-
fangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen 
(drittes Entlastungspaket) noch im Gesetzgebungs-
verfahren befinden und daher nicht in der Steu-
erschätzung berücksichtigt wurden. Deren Um-
setzung wird die Steuereinnahmen in den Jahren 
ab  2023 gegenüber den vorgelegten Ergebnissen 
erheblich mindern. Diese Mindereinnahmen sind 
entsprechend im Bundeshaushalt zu berücksich-
tigen. Die gegenüber der Mai-Steuerschätzung er-
warteten Mehreinnahmen (in den Jahren  2022 
bis 2026 kumuliert 126,5 Mrd. Euro) werden durch 
die noch im Gesetzgebungsverfahren befindlichen 
Rechtsänderungen (geschätzte Auswirkungen mit 
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Stand 27. Oktober 2022: in den Jahren 2022 bis 2026 
kumuliert -122,8 Mrd. Euro) nahezu egalisiert.

Abweichungen nach Steuerarten

Die Abweichungen im Schätzansatz Novem-
ber 2022 gegenüber dem Ansatz vom Mai 2022 las-
sen sich bei den einzelnen Steuerarten maßgeblich 
auf geänderte Erwartungen zur weiteren Einnah-
meentwicklung aufgrund der bisherigen Kassen
entwicklung zurückführen. Bei einigen Steuerar-
ten wurde allerdings das Aufkommen beträchtlich 
durch die Auswirkungen der neu in die Steuer-
schätzung einbezogenen Steuerrechtsänderungen 
gemindert.

Dies betrifft insbesondere die Lohnsteuer, bei der 
die mit dem Steuerentlastungsgesetz  2022 be-
schlossenen steuerlichen Entlastungsmaßnah-
men (Energiepreispauschale, Absenkung Grund-
freibetrag, Erhöhung der Arbeitnehmerpauschale 
und Kinderbonus) im Jahr  2022 die grundsätzlich 
erwarteten Mehreinnahmen deutlich übersteigen 
und im Saldo zu einer Absenkung der Einnahmeer-
wartungen gegenüber der Mai-Steuerschätzung 
um über 10 Mrd. Euro geführt haben. In den Jahren 
ab  2023 werden hier dann wiederum hohe Mehr
einnahmen erwartet. Dies berücksichtigt jedoch 
nicht die mit den noch nicht in die Steuerschätzung 
einbezogenen Maßnahmen (Inflationsausgleichs-
gesetz und Jahressteuergesetz  2022) einhergehen-
den Steuermindereinnahmen. Die hieraus resultie-
renden Mindereinnahmen werden voraussichtlich 
die in den Jahren  2023 bis  2026 in der aktuellen 

Abweichung des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2022
vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2022

in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Zahlen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“
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Steuerschätzung erwarteten Mehreinnahmen ge-
genüber der Mai-Steuerschätzung (kumuliert 
rund 67 Mrd. Euro) weit übersteigen (gemäß Stand 
27. Oktober 2022 um rund 28 Mrd. Euro).

Bei den Steuern vom Umsatz mindern die Auswir-
kungen des in die Schätzung einbezogenen Ge-
setzes zur temporären Senkung des Umsatzsteu-
ersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz 
die Mehreinnahmen in den Jahren  2022 bis  2024. 
Im Jahr  2023 werden hierdurch sogar  – sal-
diert mit den ohne dieses Gesetz erwarteten 

Mehreinnahmen  – Mindereinnahmen in Höhe 
von 6  Mrd.  Euro gegenüber der Mai-Steuerschät-
zung erwartet. Die Einnahmeausfälle aufgrund der 
temporären Absenkung der Energiesteuersätze in 
den Monaten Juni bis August (Energiesteuersen-
kungsgesetz) führten zu einer Rücknahme der Ein-
nahmeerwartungen bei der Energiesteuer für das 
Jahr 2022 gegenüber der Mai-Steuerschätzung um 
über 3 Mrd. Euro.

Eine Übersicht zu den Abweichungen bei den wich-
tigsten Steuerarten bietet Tabelle 6.

Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2022 
vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2022 nach Steuerarten
in Mio. Euro

2022 2023 2024 2025 2026

Lohnsteuer -10.250 +6.200 +16.250 +22.350 +21.750

Veranlagte Einkommensteuer +5.500 +4.950 +5.150 +5.950 +6.650

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag +450 +700 -1.400 -100 -150

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge -1.600 -1.450 -1.350 -1.350 -1.300

Körperschaftsteuer +2.550 +1.500 +1.100 +1.550 +2.150

Steuern vom Umsatz +200 -6.000 +6.550 +12.450 +13.650

Gewerbesteuer +6.310 +5.890 +5.000 +6.200 +7.100

Bundessteuern zusammen -3.612 -90 -168 -151 -254

Energiesteuer -3.400 -835 -735 -645 -500

Stromsteuer 0 -100 -150 -150 -150

Tabaksteuer -870 -170 -460 -660 -910

Versicherungsteuer 0 +120 +120 +120 +120

Solidaritätszuschlag +650 +900 +1.000 +1.200 +1.350

Kraftfahrzeugsteuer -90 -60 -40 -15 -95

Übrige Bundessteuern +98 +55 +97 -1 -69

Ländersteuern zusammen -2.072 -3.612 -3.567 -3.522 -3.477

Gemeindesteuern (ohne Gewerbesteuer) +102 +32 +12 -8 -28

Zölle +750 +750 +750 +750 +750

Steuereinnahmen insgesamt -1.672 +8.870 +28.327 +44.119 +46.841

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Tabelle 6
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Fazit

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ erwartet in 
den Jahren  2022 bis  2027  – trotz prognostizierter 
Rezession für das kommende Winterhalbjahr – wei-
ter ansteigende Steuereinnahmen. Diese Erwartun-
gen werden getragen von einer soliden Ausgangs-
basis mit einem robusten Arbeitsmarkt und in der 
Summe weiter steigenden Unternehmensgewin-
nen. Die gemäß Herbstprojektion unterstellte wie-
der einsetzende konjunkturelle Erholung ab dem 
2.  Quartal  2023 wirkt sich entsprechend positiv 
auch auf die weitere Entwicklung der Steuerein-
nahmen aus.

Allerdings sind die Ergebnisse der Steuerschätzung 
sowie die ihr zugrunde liegende Herbstprojektion 
mit hoher Unsicherheit behaftet. Aufgrund der 
geopolitisch schwierigen Lage bestehen Abwärts-
risiken hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwick-
lung mit entsprechenden negativen Auswirkungen 
auf das Steueraufkommen.

Zudem geht die Steuerschätzung grundsätzlich 
vom geltenden Recht aus. Daher wurden einige 
derzeit im Gesetzgebungsverfahren befindliche 

Steuerrechtsänderungen  – insbesondere das In-
flationsausgleichsgesetz  – bei der Schätzung noch 
nicht berücksichtigt. Hieraus werden beträchtliche 
Mindereinnahmen resultieren, die entsprechend 
im Bundeshaushalt zu berücksichtigen sind.

Unter Berücksichtigung der noch nicht in die 
Steuerschätzung einbezogenen Entlastungsmaß-
nahmen ergeben sich aus der aktuellen Steuer-
schätzung keine finanziellen Spielräume für neue 
Vorhaben. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die 
verfassungsgemäß gebotene Einhaltung der Regel
obergrenze der Schuldenbremse.

Der Staat ist kein „Inflationsgewinner“ – wie oft un-
terstellt. Die durch die kalte Progression verursach-
ten Mehreinnahmen bei Lohn- und Einkommen-
steuer werden den Bürgerinnen und Bürgern mit 
dem Inflationsausgleichsgesetz zurückgegeben. 
Die angeblichen Inflationsgewinne bei der Umsatz-
steuer im Jahr 2022 sind nicht entstanden: Durch-
weg hohe Einnahmezuwächse gab es lediglich im 
1. Halbjahr. Grund hierfür war aber nicht die hohe 
Inflation, sondern die  – infolge der Corona-Krise 
und der zu ihrer Bekämpfung ergriffenen Maßnah-
men – geminderte Vorjahresbasis.
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